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I.

21210

Änderung 
der Verwaltungsgebührenordnung 
der Apothekerkammer Nordrhein 

vom 17. November 2004

Die Kammerversammlung der Apothekerkammer Nord-
rhein hat in ihrer Sitzung am 17. November 2004 auf-
grund des § 23 Abs. 1 des Heilberufsgesetzes vom 9. Mai
2000 (GV. NRW. S. 403), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 17. Dezember 2002 (GV. NRW. S. 641), folgende
Änderung der Verwaltungsgebührenordnung der Apo-
thekerkammer Nordrhein beschlossen:

Artikel I

Die Verwaltungsgebührenordnung der Apothekerkam-
mer Nordrhein vom 11. Dezember 1996 (MBl. NRW. 1997
S. 355), zuletzt geändert durch Beschluss vom 9. Juli
2003 (MBl. NRW. S. 1155), wird wie folgt geändert:

In § 1 Nr. 8 wird am Ende der Punkt durch ein Komma
ersetzt und 

nach der Nummer 8 folgende Nummer 9 angefügt:

„9. Ausstellung von Zweitschriften eines Prüfungszeug-
nisses nach § 34 Berufsbildungsgesetz über die Ab-
schlussprüfung zur Pharmazeutisch-Kaufmännischen
Angestellten, eines Apothekenhelfer-Briefes und einer
Urkunde über ein Gebiet, Teilgebiet oder eine Zusatzbe-
zeichnung nach der Weiterbildungsordnung 10,00 Euro.“

Artikel II

Die vorstehende Änderung der Verwaltungsgebühren-
ordnung der Apothekerkammer Nordrhein tritt am Tage
nach ihrer Veröffentlichung im Ministerialblatt für das
Land Nordrhein-Westfalen in Kraft.

Genehmigt.

Düsseldorf, den 14. Januar 2005

Ministerium für Gesundheit,
Soziales, Frauen und Familie 

des Landes Nordrhein-Westfalen

– III 7 – 0810.84.1 –

Im Auftrag

G o d r y

Die vorstehende Änderung der Verwaltungsgebühren-
ordnung der Apothekerkammer Nordrhein vom 17.
November 2004 wird hiermit ausgefertigt und im Minis-
terialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen, in der
Pharmazeutischen Zeitung und in der Deutschen Apo-
theker Zeitung bekannt gemacht.

Düsseldorf, den 25. Januar 2005

Anneliese  M e n g e

Präsidentin 
der Apothekerkammer Nordrhein

– MBl. NRW. 2005 S. 290

21210

Änderung 
der Satzung der Zusatzversorgung 
der Apothekerkammer Nordrhein 

für angestellte Apothekerinnen und Apotheker 
in öffentlichen Apotheken 

(Zusatzversorgung) 
vom 17. November 2004

Die Kammerversammlung der Apothekerkammer Nord-
rhein hat in ihrer Sitzung am 17. November 2004 auf-
grund des § 6 Abs. 1 Nr. 10 des Heilberufsgesetzes i.d.F.
der Bekanntmachung vom 9. Mai 2000 (GV. NRW.
S. 403), geändert durch Gesetz vom 17. Dezember 2002
(GV. NRW. S. 641) – in Verbindung mit § 3 Abs. 1 und 3
Landesversicherungsaufsichtsgesetz vom 20. April 1999
(GV. NRW. S. 154) –, folgende Änderung der Satzung der
Zusatzversorgung der Apothekerkammer Nordrhein für
angestellte Apothekerinnen und Apotheker in öffentli-
chen Apotheken (Zusatzversorgung) beschlossen, die
durch Erlass vom 14. Februar 2005 vom Finanzministe-
rium des Landes NRW – Vers 35 – 00 1. (10) IV C 4 –
genehmigt wurde:

Artikel I

Die Satzung der Zusatzversorgung der Apothekerkam-
mer Nordrhein für angestellte Apothekerinnen und Apo-
theker in öffentlichen Apotheken (Zusatzversorgung)
vom 14. Juni 2000 (MBl. NRW. 2000 S. 1260, SMBl. NRW.
21210) wird wie folgt geändert:

§ 11 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

Nach den Worten „65. Lebensjahres“ werden die Worte
„– frühestens jedoch ab Zeitpunkt der Antragstellung –“
eingefügt, der Betrag „800 DM“ wird durch den Betrag
„450 Euro“ ersetzt.

§ 11 Absatz 1 Satz 2 entfällt.

§ 11 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

Nach den Worten „von diesem Zeitpunkt an“ werden die
Worte „– frühestens jedoch ab Zeitpunkt der Antragstel-
lung –“ eingefügt, die Worte „575 DM bzw.“ und „ab
dem 01.01.2002“ entfallen.

§ 11 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt geändert:

Die Worte „800 DM bzw. auf monatlich“ und „ab
01.01.2002“ entfallen.

§ 11 Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt geändert:

Die Worte „Vollendung des 65. Lebensjahres“ werden
durch das Wort „Antragstellung“ ersetzt, nach den Wor-
ten „folgenden Monats“ wird ein Komma eingefügt und
die Worte „wenn die Voraussetzungen nach § 11 Abs. 1
oder Abs. 2 erfüllt sind“ eingefügt.

§ 16 Absatz 9 Satz 1 wird wie folgt geändert:

Vor dem Betrag „55 Euro“ entfallen die Worte „90 DM
bzw.“ sowie nach dem Betrag „55 Euro“ die Worte „ab
dem 01.01.2002“ und vor dem Betrag „105 Euro“ entfal-
len die Worte „180 DM bzw.“ sowie nach dem Betrag
„105 Euro“ die Worte „ab dem 01.01.2002“.

§ 16 Absatz 10 wird wie folgt ergänzt:

Hinter den Worten „Monat gewährt“ werden die Worte
„– frühestens jedoch ab Zeitpunkt der Antragstellung -“
eingefügt.

§ 16 Absatz 14 Satz 1 wird wie folgt geändert:

Der Betrag von „2000 DM“ wird durch den Betrag „1125
Euro“ ersetzt.

§ 16 Abs. 14 Satz 2 entfällt.
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Artikel II

Die Änderung der Satzung tritt nach Veröffentlichung
im Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen in
Kraft.

Genehmigt.

Düsseldorf, den 14. Februar 2005

Finanzministerium 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dr.  S i e g e l

Die vorstehende Änderung der Satzung des Versorgungs-
werkes der Apothekerkammer Nordrhein für angestellte
Apothekerinnen und Apotheker in öffentlichen Apothe-
ken (Zusatzversorgung) vom 17. November 2004 wird
hiermit ausgefertigt und im Ministerialblatt für das
Land Nordrhein-Westfalen, in der Pharmazeutischen
Zeitung und in der Deutschen Apotheker Zeitung be-
kannt gemacht.

Düsseldorf, den 15. Februar 2005

Anneliese  M e n g e

Präsidentin 
der Apothekerkammer Nordrhein

- MBl. NRW. 2005 S. 290

21220

Überleitungsabkommen 
der

Ärzteversorgung Westfalen-Lippe 
Bek. d. Ärzteversorgung Westfalen-Lippe 

v. 10.2.2005

Die Ärzteversorgung Westfalen-Lippe
– Einrichtung der Ärztekammer Westfalen-Lippe –,
Körperschaft des öffentlichen Rechts,
Scharnhorststraße 44, 48151 Münster

hat mit 

1. der Baden-Württembergische Versorgungsanstalt
für Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte,
Gartenstraße 63, 72074 Tübingen,

2. der Bayerische Ärzteversorgung,
Denninger Straße 37, 81925 München,

3. der Ärzteversorgung Land Brandenburg
– Einrichtung der Ärztekammer Brandenburg –
Körperschaft des öffentlichen Rechts,
Ostrower Wohnpark 2
03046 Cottbus,

4. dem Versorgungswerk der Ärztekammer Bremen,
Körperschaft des öffentlichen Rechts
Schwachhauser Heerstraße 24, 28209 Bremen,

5. dem Versorgungswerk der Ärztekammer Hamburg
Körperschaft des öffentlichen Rechts
Winterhuder Weg 62
22085 Hamburg,

6. dem Versorgungswerk der Landesärztekammer Hessen
Körperschaft des öffentlichen Rechts
Mittlerer Hasenpfad 25
60598 Frankfurt (Main),

7. der Bezirksärztekammer Koblenz – Versorgungsein-
richtung –
Körperschaft des öffentlichen Rechts
Emil-Schüller-Straße 45, 56068 Koblenz,

8. der Ärzteversorgung Mecklenburg-Vorpommern
Einrichtung der Ärztekammer Mecklenburg-
Vorpommern
Körperschaft des öffentlichen Rechts
Berliner Allee 20, 30175 Hannover,

9. der Ärzteversorgung Niedersachsen
Einrichtung der Ärztekammer Niedersachsen
Körperschaft des öffentlichen Rechts
Berliner Allee 20, 30175 Hannover,

10. der Nordrheinischen Ärzteversorgung
Einrichtung der Ärztekammer Nordrhein
Körperschaft des öffentlichen Rechts
Tersteegenstraße 9, 40474 Düsseldorf,

11. dem Versorgungswerk der Ärztekammer 
des Saarlandes
Körperschaft des öffentlichen Rechts
Faktoreistraße 4,
66111 Saarbrücken,

12. der Sächsischen Ärzteversorgung
Einrichtung der Sächsischen Landesärztekammer
Körperschaft des öffentlichen Rechts
Schützenhöhe 16, 01099 Dresden,

13. der Ärzteversorgung Sachsen-Anhalt
Einrichtung der Ärztekammer Sachsen-Anhalt
Körperschaft des öffentlichen Rechts
Berliner Allee 20, 30175 Hannover,

14. der Versorgungseinrichtung der Ärztekammer
Schleswig-Holstein
Einrichtung der Ärztekammer Schleswig-Holstein
Körperschaft des öffentlichen Rechts
Bismarckallee 14-16, 23795 Bad Segeberg,

15. der Ärzteversorgung Thüringen
Einrichtung der Landesärztekammer Thüringen
Körperschaft des öffentlichen Rechts
Im Semmicht 33, 07751 Jena und

16. der Versorgungseinrichtung der Bezirksärztekammer
Trier
Körperschaft des öffentlichen Rechts
Balduinstraße 10-14, 54290 Trier

folgendes Überleitungsabkommen abgeschlossen:

§ 1

(1) 1Für Mitglieder, die aufgrund einer durch Gesetz
angeordneten oder auf Gesetz beruhenden Verpflichtung
Mitglieder einer der oben genannten öffentlich-rechtli-
chen Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung waren
und dort ausgeschieden sind (abgebende Versorgungs-
einrichtung), weil sie durch Aufnahme einer Tätigkeit,
die aufgrund einer durch Gesetz angeordneten oder auf
Gesetz beruhenden Verpflichtung zur Mitgliedschaft in
der anderen Versorgungseinrichtung führt, dort (aufneh-
mende Versorgungseinrichtung) Mitglied geworden sind,
werden auf der Grundlage dieses Überleitungsabkom-
mens die vom Mitglied oder für das Mitglied bisher an
die abgebende Versorgungseinrichtung entrichteten
Geldleistungen zur aufnehmenden Versorgungseinrich-
tung übergeleitet. 2Mit der Überleitung erlöschen die
Rechte und Pflichten des Mitgliedes gegenüber der abge-
benden Versorgungseinrichtung. 3Die Verpflichtung des
Mitgliedes zur Zahlung rückständiger Beiträge an die
abgebende Versorgungseinrichtung bleibt davon unbe-
rührt.

(2) Zu den Geldleistungen, die für das Mitglied geleistet
worden sind, gehören insbesondere 

1. für das Mitglied geleistete Nachversicherungsbei-
träge einschließlich der Dynamisierungszuschläge ge-
mäß § 181 Abs. 4 SGB VI, 

2. Pflegeversicherungsbeiträge,

3. vom Arbeitsamt geleistete Beiträge,

4. Beiträge für Wehr- und Zivildienstleistungen sowie
Wehr- und Eignungsübungen und
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5. vom Bundesversicherungsamt für den Mutterschafts-
urlaub geleistete Beiträge.

(3) Von der Überleitung ausgenommen sind die

1. Zinsen, die der abgebenden Versorgungseinrichtung
aus den Geldleistungen gemäß Absatz 1 erwachsen
sind.

2. Beiträge, die den Anwartschaften oder Renten zu-
grunde liegen, die im Zuge einer Versorgungsaus-
gleichentscheidung zulasten der Anwartschaften des
die Überleitung beantragenden Mitgliedes begründet
worden sind. Sie werden auf Antrag des ausgleichs-
pflichtigen Mitgliedes unter Beachtung der Regelun-
gen des § 4 VAHRG zugunsten des ausgleichspflichti-
gen Mitgliedes an das Versorgungswerk, bei dem das
ausgleichspflichtige Mitglied im Zeitpunkt des Ein-
tritts der Voraussetzungen des § 4 VAHRG Mitglied
ist, übergeleitet, sobald die Voraussetzungen des § 4
VAHRG eingetreten sind. Der Antrag ist bei dem Ver-
sorgungswerk zu stellen, bei dem der Ausgleichs-
pflichtige im Zeitpunkt des Eintritts der Vorausset-
zungen des § 4 VAHRG Mitglied ist. Dieses ist für die
Feststellung der Ansprüche aus § 4 VAHRG zustän-
dig.

3. Säumniszuschläge, Stundungszinsen oder Kosten, die
zulasten des Mitgliedes vom abgebenden Versor-
gungswerk erhoben worden sind.

§ 2

(1) Die Überleitung ist ausgeschlossen, sofern das Mit-
glied

1. in dem Zeitpunkt, in dem es die Mitgliedschaft in der
aufnehmenden Versorgungseinrichtung erwirbt, das
45. Lebensjahr bereits vollendet hat;

2. in der abgebenden Versorgungseinrichtung für mehr
als sechzig Monate Beiträge entrichtet hat. Begann
oder endete die Mitgliedschaft während eines Mo-
nats, wird der Monat als voller Monat gerechnet; glei-
ches gilt, wenn nicht für einen vollen Monat Beiträge
entrichtet worden sind. Sofern das Mitglied bei der
abgebenden Versorgungseinrichtung nachversichert
worden ist oder zugunsten des Mitgliedes bei der
abgebenden Versorgungseinrichtung eine Überleitung
stattgefunden hat, sind die Nachversicherungs- oder
Überleitungszeiten entsprechend zu berücksichtigen; 

3. in dem Zeitpunkt, in dem seine Mitgliedschaft in der
abgebenden Versorgungseinrichtung endete, bei der
abgebenden oder aufnehmenden Versorgungseinrich-
tung bereits einen Antrag auf Gewährung einer
Berufsunfähigkeitsrente gestellt hat.

Die Überleitung ist ferner ausgeschlossen, sofern und so-
lange Ansprüche des Mitgliedes gegen die Versorgungs-
einrichtung gepfändet worden sind. 

(2) Die Überleitung ist nicht dadurch ausgeschlossen,
dass

1. während der Zeit der Mitgliedschaft bei der abgeben-
den Versorgungseinrichtung als Folge eines bereits
rechtskräftig abgeschlossenen Scheidungsverfahrens

a. zulasten der Anwartschaften des die Überleitung
beantragenden Mitgliedes bei der abgebenden
Versorgungseinrichtung Anwartschaften zuguns-
ten eines oder einer Ausgleichsberechtigten bei
der abgebenden oder einer anderen Versorgungs-
einrichtung oder einem Träger der gesetzlichen
Rentenversicherung begründet worden sind. 

b. Zugunsten des Mitgliedes Anwartschaften bei der
abgebenden Versorgungseinrichtung begründet
worden sind.

2. in dem Zeitpunkt, in dem die Mitgliedschaft des die
Überleitung beantragenden Mitgliedes in der abge-
benden Versorgungseinrichtung endet, ein Eheschei-
dungsverfahren anhängig, aber noch nicht rechts-
kräftig abgeschlossen ist.

§ 3

Der Antrag auf Überleitung ist schriftlich innerhalb ei-
ner Frist von sechs Monaten, gerechnet ab dem Zeit-
punkt des Beginns der Mitgliedschaft bei der aufneh-
menden Versorgungseinrichtung, bei einer der beiden
Versorgungseinrichtungen zu stellen. Für die Fristwah-
rung wird auf den Zugang des Antrages bei einer der
beiden Versorgungseinrichtungen abgestellt. Macht das
Mitglied innerhalb der zuvor genannten Frist von seinem
Recht, die zu der abgebenden Versorgungseinrichtung
entrichteten Geldleistungen übergeleitet zu bekommen,
keinen Gebrauch, ist das Recht auf Überleitung dieser
Geldleistungen erloschen. Es lebt auch nicht dadurch
wieder auf, dass das Mitglied später Mitglied einer wei-
teren Versorgungseinrichtung wird.

§ 4

(1) Die abgebende Versorgungseinrichtung erteilt dem
Mitglied und der aufnehmenden Versorgungseinrichtung
mittels eines mit einer Rechtsbehelfsbelehrung versehe-
nen Verwaltungsaktes eine Überleitungsabrechnung.
Diese soll unter Hinweis auf Beginn und Ende der Mit-
gliedschaft einen detaillierten Versicherungslauf enthal-
ten, aus dem sich ergeben sollen:

1. die jährlich gezahlten Beiträge, die nach ihrer Art nä-
her zu bezeichnen sind,

2. Zeiten, in denen eine die Pflichtmitgliedschaft
begründende Tätigkeit nicht ausgeübt worden ist,
wie z.B. Zeiten des Bezuges einer Berufsunfähigkeits-
rente oder Inanspruchnahme von Kinderbetreuungs-
zeiten;

3. die im Zuge einer Nachversicherung geleisteten Dy-
namisierungszuschläge gemäß § 181 Abs. 4 SGB VI. 

Sofern das Mitglied, zu dessen Gunsten die Überleitung
erfolgt, von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen
Rentenversicherung zugunsten seines berufsständischen
Versorgungswerkes befreit war, stellt das abgebende Ver-
sorgungswerk mit der Überleitungsabrechnung dem auf-
nehmenden Versorgungswerk eine Ablichtung des
Befreiungsbescheides zur Verfügung. Ferner teilt die
abgebende Versorgungseinrichtung der aufnehmenden
Versorgungseinrichtung mit, ob zugunsten oder zulasten
des die Überleitung beantragenden Mitgliedes ein Ver-
sorgungsausgleichsverfahren anhängig bzw. rechtskräf-
tig abgeschlossen ist. Sofern bezüglich eines Versor-
gungsausgleichsverfahrens bereits eine familiengericht-
liche Entscheidung vorliegt, stellt die abgebende Versor-
gungseinrichtung der aufnehmenden Versorgungsein-
richtung zusammen mit der Überleitungsabrechnung
Ablichtungen dieser Entscheidungen zur Verfügung.

(2) Etwaige Beitragsrückstände werden von der abge-
benden Versorgungseinrichtung beigetrieben und unver-
züglich nach Eingang an die aufnehmende Versorgungs-
einrichtung weitergeleitet, die – soweit dies erforderlich
ist – bei der Beitreibung der Beitragsrückstände Amts-
hilfe leistet.

(3) Der geldliche Ausgleich zwischen der abgebenden
und der aufnehmenden Versorgungseinrichtung erfolgt
unmittelbar mit der Erstellung der Überleitungsabrech-
nung.

(4) Der Risikoübergang, d.h. das Risiko des Eintritts ei-
nes Versorgungsfalls erfolgt mit dem Beginn des Tages
der Gutschrift des Überleitungsbetrages bei der aufneh-
menden Versorgungseinrichtung.

(5) Sofern sich nach Antragstellung oder dem Risiko-
übergang gemäß Absatz 4 herausstellen sollte, dass das
Mitglied in der aufnehmenden Versorgungseinrichtung
nicht Mitglied geworden ist, ist die Überleitung entspre-
chend § 4 Absatz 1 rückabzuwickeln. § 1 Absatz 3 Ziffer
1 und 2 sowie § 5 gelten entsprechend. 
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§ 5

Die aufnehmende Versorgungseinrichtung stellt das Mit-
glied unter Berücksichtigung seines bei der abgebenden
Versorgungseinrichtung zurückgelegten Versicherungs-
verlaufs so, als seien die übergeleiteten Beiträge zu den
Zeiten, zu denen sie bei der abgebenden  Versorgungs-
einrichtung geleistet worden sind, bei ihr geleistet wor-
den. 

§ 6

Überleitungen, die 

1. vor Beendigung dieses Überleitungsabkommens be-
antragt aber noch nicht durchgeführt worden sind,

2. innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach Been-
digung dieses Überleitungsabkommens beantragt
werden,

werden entsprechend den vorstehenden Regelungen ab-
gewickelt.

§ 7

Das Überleitungsabkommen kann von beiden Versor-
gungseinrichtungen mit einer Frist von sechs Monaten
zum Ende eines jeden Kalenderjahres durch eingeschrie-
benen Brief gekündigt werden.

§ 8

Das Überleitungsabkommen tritt am 1. Januar 2005 in
Kraft. Gleichzeitig tritt das zwischen den Versorgungs-
einrichtungen bestehende Überleitungsabkommen vom
…… außer Kraft.

Münster, den ……………

Ärzteversorgung Westfalen-Lippe

- MBl. NRW. 2005 S. 291

2160
Öffentliche Anerkennung 

als Träger der freien Jugendhilfe
Bek. d. Ministeriums für Schule, Jugend und Kinder 

v. 18. 2. 2005 
– 324-6.08.09.01 Nr. 6171 –

Die Bek. d. Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und
Soziales v. 28.5.1990 (SMBl. NRW. 2160) wird wie folgt
geändert:

Nach dem Träger „Falken – Bildungs- und Freizeitwerk
NRW e.V., Sitz Gelsenkirchen (am 7.10.1976)“ wird der
Träger „Freunde und Förderer der Internationalen Be-
gegnungen mit Israel e.V., Sitz Düsseldorf (am 18. Feb-
ruar 2005)“ eingefügt.

– MBl. NRW. 2005 S. 293

71342

Einführung des 
Amtlichen Liegenschaftskataster-

Informationssystems (ALKIS)
RdErl. d. Innenministeriums v. 15. 2. 2005 

– 37.2 – 7510 –

Mit Genehmigung der Erfassung von Daten zur automa-
tisierten Führung des Karten- und Zahlennachweises
des Liegenschaftskatasters, zuletzt geregelt mit RdErl. v.
6.1.1994 – III C 3 –, MBl. NRW. 1994 S. 99, ist den Katas-
terbehörden aufgegeben worden, bei beabsichtigten
grundlegenden Änderungen der zugelassenen Anwen-
dungssoftware die erneute Genehmigung der Bezirksre-
gierung einzuholen.

Vorsorglich weise ich darauf hin, dass mit Ablösung
bestehender Systeme nur noch Programmsysteme zum
Einsatz kommen, die dem Standard des „Automatisier-
ten Liegenschaftskataster-Informationssystem (ALKIS)“
der Arbeitsgemeinschaft der Vermessungsverwaltungen
der Länder der Bundesrepublik Deutschland (AdV)
genügen (ALKIS-Verfahrenslösungen). Bereits mit
Zustimmung des Landes eingeleitete Verfahren zur vorü-
bergehenden Umstellung auf andere Nachfolgesysteme
bleiben hiervon unberührt.

Die Überführung der bisherigen Datenbestände des
automatisierten Liegenschaftskatasters in eine ALKIS-
Verfahrenslösung wird zeitnah von der Bezirksregierung
und dem Landesvermessungsamt begleitet.

Hierzu beantragt die Katasterbehörde die vorgesehene
Überführung bei der Bezirksregierung unter Vorlage ei-
nes lokalen Migrationskonzeptes. Es wird dringend emp-
fohlen, dieses an dem Migrationskonzept des Landes
auszurichten. Sollte die Katasterbehörde dem aus dv-
technischen oder organisatorischen Gründen nicht oder
nur zum Teil folgen, muss das lokale Migrationskonzept
zum Ausdruck bringen, wie das Ziel der gesicherten
Überführung der Daten in den ALKIS-Standard erreicht
wird.

Nach erfolgreicher Migration der bisherigen Daten des
automatisiert geführten Liegenschaftskatasters in AL-
KIS-konforme Daten und nach erfolgreichem Testbe-
trieb überführt die Katasterbehörde die bisherigen digi-
talen Datenbestände mit Zustimmung der Bezirksregie-
rung in die jeweilige, einer erfolgreichen Eignungsprü-
fung unterzogenen ALKIS-Verfahrenslösung (siehe un-
ten). Mit katasterweiter Umstellung und mit Aufnahme
des Produktionsbetriebes gilt der jeweilige ALKIS-
Datenbestand als amtlich – unabhängig von dem Status,
den der Datenbestand im automatisierten Liegenschafts-
kataster hatte.

Jede in NRW zum Einsatz kommende ALKIS-Verfah-
renslösung wird einmal einer umfassenden Eignungsprü-
fung bei den Katasterbehörden auf der Basis des NRW-
Pflichtenheftes gemeinsam durch die Katasterbehörde/n,
die Bezirksregierungen und das Landesvermessungsamt
unterzogen. Mit erfolgreichem Abschluss dieser Eig-
nungsprüfung werden weitere Eignungsprüfungen der-
selben ALKIS-Verfahrenslösung in der Regel entbehrlich.

Das Ergebnis der Eignungsprüfung wird dokumentiert
und interessierten Katasterämtern zur Verfügung gestellt.

Die Eignungsprüfung erfolgt bei Bedarf. Der Bedarf gilt
als gegeben, wenn eine Katasterbehörde den Einsatz ei-
ner bisher nicht einer Eignungsprüfung unterzogenen
ALKIS-Verfahrenslösung erwägt und sich als Pilotan-
wender zur Verfügung stellt. Kommt die Katasterbe-
hörde dem nicht nach, muss sie in geeigneter Weise den
Nachweis erbringen, dass der Standard des ALKIS und
die Anforderungen des NRW-Pflichtenheftes erfüllt sind.

Das Nähere regelt die im Einvernehmen mit mir erstellte
„Leitlinie für die Einführung des Amtlichen Liegen-
schaftskataster-Informationssystems“. Diese kann in ih-
rer jeweils aktuellen Fassung bei den Bezirksregierungen
abgerufen werden.

– MBl. NRW. 2005 S. 293

7824
Richtlinien 

über die Gewährung von Zuwendungen 
zur Förderung von Maßnahmen 

zur Verbesserung 
der Erzeugungs- und Vermarktungsbedingungen

für Bienenzuchterzeugnisse
RdErl. d. Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz – II-4 – 2406.12
v. 9. 2. 2005

1
Rechtsgrundlage, Zuwendungszweck

Das Land Nordrhein-Westfalen (NRW) gewährt auf der
Grundlage der jeweils geltenden Fassung der Verord-
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nung (EG) Nr. 797/2004 (ABl. Nr. L 125) des Rates sowie
den Durchführungsbestimmungen (Verordnung (EG) Nr.
917/2004 der Kommission – ABl. Nr. L 163) über Maß-
nahmen zur Verbesserung der Erzeugungs- und Ver-
marktungsbedingungen für Bienenzuchterzeugnisse und
nach Maßgabe dieser Richtlinien und der Verwaltungs-
vorschriften zu § 44 Landeshaushaltsordnung (VV zur
LHO, SMBl. NRW. 631, SGV. NRW. 630) im Rahmen der
verfügbaren Haushaltsmittel Zuwendungen.

Zuwendungszweck ist die Verbesserung der Wettbe-
werbsfähigkeit der heimischen Honigproduktion und
anderer Bienenzuchterzeugnisse gegenüber Importer-
zeugnissen aus Drittländern. Dabei sollen insbesondere
die Vermarktung und die Qualität des heimischen Ho-
nigs und anderer Bienenzuchterzeugnisse verbessert
werden. Förderungsfähige Projekte sollen die Imkerei,
als integralen Bestandteil des Natur- und Umweltschut-
zes, im Rahmen einer standortgerechten und umweltver-
träglichen Bienenhaltung sowie die Direktvermarktung
regionaler Bienenzuchterzeugnisse zum Ziele haben.

Ein Rechtsanspruch der Antragstellenden auf Gewäh-
rung der Zuwendung besteht nicht. Vielmehr entscheidet
die Bewilligungsbehörde aufgrund ihres pflichtgemäßen
Ermessens im Rahmen der zur Verfügung gestellten
Haushaltsmittel.

2
Gegenstand der Förderung

Folgende Maßnahmen sind zuwendungsfähig:

2.1

Lehrgänge auf Landes- oder Verbandsebene

Es können nur die Fortbildungslehrgänge abgerechnet
werden, die vorab von der Bewilligungsbehörde aner-
kannt worden sind.

Zuwendungsfähig sind Ausgaben für:

2.1.1

Schulungen für Imker und Imkervereinigungen, z.B.
Kurse und andere Veranstaltungen, die der Vermittlung
besserer Techniken auf dem Gebiet der Erzeugung von
Honig und der Vermarktung von Bienenzuchterzeugnis-
sen dienen oder Kenntnisse über Bienenkrankheiten, de-
ren Entwicklung und Behandlung vermitteln.

Schulungsausgaben sind z.B. Fahrkosten (Bahn 2. Klas-
se) der Lehrgangsteilnehmer, Fahrkosten (Bahn 2. Klas-
se) und Honorare von Referenten, Saalmieten, Leihge-
bühren für visuelle oder akustische Hilfsmittel, Ausga-
ben für Exkursionen.

Lehrgänge außerhalb von Nordrhein-Westfalen sind nur
in Absprache mit den Landesimkerverbänden zuwen-
dungsfähig. Die Lehrgangsteilnehmer rechnen beim Ver-
band bzw. beim Veranstalter ab.

2.1.2

Als Lehrmittel für Landesimkerverbände sind förderfä-
hig z.B. Beschallungsanlagen, Overheadprojektoren, Be-
amer, Laptop, Fotoapparate, Mikroskope, DVD-/Video-
geräte, Fernseher, Refraktometer, Modelle zur Honig-
biene, Lehrtafeln, sowie Broschüren, Bücher, Video- und
DVD-Filme.

Ausstattung von Kreisimkervereins- oder Imkervereins-
Lehrbienenständen mit Lehr- und Schulungsmaterial
(z.B. Broschüren, Bücher, Video- und DVD-Filme, Lehr-
tafeln, Fernseher und DVD-/Videogeräte) und spezielles
imkerliches Gerät (z.B. Beuten, Sonnen- oder Dampf-
wachsschmelzer, Mittelwandpressen, Handrefraktome-
ter, Modelle zur Honigbiene, Schaukästen).

2.1.3

Einführungsfortbildung für Jung-/Neuimker nach einem
Schulungskonzept der Landesverbände einschließlich
Schulungsunterlagen. Ausbildung von Schulungsbeauf-
tragten und Imkerpaten.

Schulungsausgaben sind z.B. Fahrkosten (Bahn 2. Klas-
se) der Lehrgangsteilnehmer, Fahrkosten (Bahn 2. Klas-
se) und Honorare von Referenten, Saalmieten, Leihge-
bühren für visuelle oder akustische Hilfsmittel, Ausga-
ben für Exkursionen.

2.2

Varroatose (Varroose)

Projekte zur Bekämpfung der Varroatose und assoziier-
ter Krankheiten, die dem Imker helfen, Völkerverluste
zu minimieren und ihn in die Lage versetzen, Bienen-
zuchterzeugnisse hoher Qualität und Reinheit zu erzeu-
gen. Hierzu gehören u.a.:

– biologische und biotechnische Methoden der integrier-
ten Varroa-Kontrolle,

– Schulungen, Beratung auch mit Betreuung am Bienen-
stand,

– Zucht von Bienenherkünften, die aufgrund von gene-
tisch bedingter Toleranz den Einsatz von Medikamen-
ten zu reduzieren gestatten (nur auf anerkannten
Belegstellen),

– Methoden der Bienenseuchen-Prophylaxe,

– Untersuchungen auf Rückstände von Varroabehand-
lungsmitteln in Bienenzuchterzeugnissen.

Die Förderung von Medikamenteneinsatz ist nur im
Rahmen der Projekte möglich.

2.3

Honiguntersuchung

Programme, die die Landwirtschaftskammer Nordrhein-
Westfalen bzw. die Landesimkerverbände zur Honigun-
tersuchung durchführen.

2.4

Forschung

Zuwendungsfähig sind nur angewandte Forschungspro-
jekte, keine Grundlagenforschung. Ausgeschlossen ist
insbesondere die institutionelle Förderung eines For-
schungsinstituts. Aus dem Forschungsantrag muss im
Einzelnen deutlich hervorgehen, dass es sich zum Nutzen
der Imker um Forschungsprogramme zur Erzeugung und
Verbesserung der Qualität der Bienenzuchterzeugnisse
handelt.

Forschungsprojekte sind vorab mit dem zuständigen
Ministerium des Landes NRW abzustimmen. 

3
Zuwendungsempfänger

Zuwendungsempfänger sind:

– Imkerverband Rheinland e.V. (für Mitglieder und Maß-
nahmen in NRW),

– Landesverband Westfälischer und Lippischer Imker
e.V.,

– Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen,

– Dienstleistungszentrum ländlicher Raum Westerwald-
Osteifel, Fachzentrum Bienen und Imkerei (DLR),
Mayen (für den Landesteil Nordrhein).

4
Zuwendungsvoraussetzung

Die Zuwendungsempfänger haben die Zweckmäßigkeit
der durchzuführenden Maßnahmen aufzuzeigen.

Die Beantragung der Förderung von Projekten hat in en-
ger Kooperation zwischen der Landwirtschaftskammer
Nordrhein-Westfalen und den Landesimkerverbänden zu
erfolgen.

5
Art, Umfang und Höhe der Zuwendungen

5.1

Zuwendungsart: Projektförderung.

5.2

Finanzierungsart: Anteilfinanzierung/Vollfinanzierung.
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5.2.1

Bei Schulungen nach 2.1.1 und 2.1.3 bis zu einem
Höchstbetrag von 30,– Euro/Teilnehmer und Tag der
nachgewiesenen zuwendungsfähigen Ausgaben und für
Beschaffungen gemäß Nr. 2.1.2 und 2.1.3 bis zu 90 v.H.
der nachgewiesenen zuwendungsfähigen Ausgaben.

Bei Schulungen von Landesverbands-Obleuten, Honig-
prüfern, Schulungsbeauftragten (Schulungsbeauftragte
sind Beauftragte, die im Auftrag des Verbandes Schu-
lungen durchführen) und Imkerpaten sind die tatsäch-
lich nachgewiesenen Ausgaben zu 100 v.H. förderfähig.

5.2.2

Bei Schulungen nach 2.2 bis zu einem Höchstbetrag von
30,– Euro/Teilnehmer und Tag der nachgewiesenen zu-
wendungsfähigen Ausgaben (Nr. 2.1.1 gilt sinngemäß),
bei den übrigen Maßnahmen nach Nr. 2.2 Vollfinanzie-
rung der nachgewiesenen zuwendungsfähigen Ausgaben.

5.2.3

Bei 2.3 und 2.4 Anteilfinanzierung bis zu 90 v.H. der
nachgewiesenen zuwendungsfähigen Ausgaben.

5.3

Bagatellgrenze: 500 Euro je Förderfall.

Die Bewilligungsbehörde kann hiervon nur in besonders
begründeten Einzelfällen Ausnahmen zulassen, die
aktenkundig zu machen sind.

6
Kontrolle und Sanktionen

6.1

Die Verwaltungskontrollen (hierunter fallen sämtliche
Prüfungen, die im Hinblick auf die Berechtigung und
Bewilligungsfähigkeit des Förderantrags für notwendig
erachtet werden – wie z.B. Antragsberechtigung, Förder-
fähigkeit, Umfang bzw. Höhe der Förderung – sowie die
im Hinblick auf die Auszahlung der Fördermittel erfor-
derlichen Prüfungen – wie z.B. Verwendungsnachweis)
und die Kontrollen vor Ort werden so durchgeführt, dass
zuverlässig geprüft werden kann, ob die Bedingungen
für die Gewährung der Förderung eingehalten wurden.
Der Zuwendungsempfänger bzw. die Zuwendungsemp-
fängerin hat entsprechend mitzuwirken.

6.2

Die Verwaltungskontrollen sind für alle förderrelevanten
Maßnahmen und Verpflichtungen erschöpfend anhand
aller vorliegenden und geeigneten Unterlagen durchzu-
führen. Sie erfolgen in der Regel durch Schreibtischkon-
trolle des Zuwendungsantrags und aller begründender
Unterlagen sowie durch Prüfung des Verwendungsnach-
weises nach Nr. 7.4. Die Verwaltungskontrollen sind
durch jährliche Stichproben vor Ort in Höhe von min-
destens 5 v.H. der bewilligten Anträge zu ergänzen. Der
Erlass des Ministeriums für Umwelt und Naturschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz vom 7.8.2002
(n.v.) – II 3 – ZK 18.03 ist anzuwenden. Über die Prüfung
ist ein Prüfbericht zu fertigen. Das Ergebnis der Prüfung
ist aktenkundig zu machen.

6.3

Wird bei Kontrollen festgestellt, dass die der gezahlten
Zuwendung zu Grunde liegenden Bemessungsgrundla-
gen tatsächlich unterschritten wurden, so ist

– bei offensichtlichen Fehlern (z.B. Zahlendreher) die
Zuwendung entsprechend zu kürzen,

– bei sonstigen Fehlern die Zuwendung zusätzlich zur
Anpassung um das Doppelte des festgestellten Diffe-
renzbetrages zu kürzen (Sanktion),

– bei grob fahrlässigen oder absichtlichen Falschanga-
ben der Antragsteller bzw. die Antragstellerin im Jahr
der Feststellung und im Folgejahr von Zuwendungen
gemäß dieser Richtlinie auszuschließen.

Überzahlte Beträge sind zurückzufordern.

7
Verfahren

7.1

Antragstellung

Der Antrag auf Gewährung der Zuwendung ist bei
dem/der Direktor/in der Landwirtschaftskammer Nord-
rhein-Westfalen als Landesbeauftragte/r nach dem dort
vorliegenden Muster, im Übrigen unter sinngemäßer
Anwendung des Grundmusters 1 zu Nr. 3.1 VVG zu § 44
LHO einzureichen. 

7.2

Bewilligungsverfahren

7.2.1

Bewilligungsbehörde ist der/die Direktor/in der Land-
wirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen als Landesbe-
auftragte/r.

7.2.2

Die Bewilligung der Zuwendung kann nach einer vom
zuständigen Ministerium des Landes NRW festzusetzen-
den Priorität vorgenommen werden.

7.2.3

Der Zuwendungsbescheid ist bei Lehrgängen nach Nr.
2.1.1 und 2.1.3 und Schulungen nach Nr. 2.2 nach dem
bei der Bewilligungsbehörde vorliegenden Muster, im
Übrigen unter sinngemäßer Anwendung des Grundmus-
ters 2 zu Nr. 4.1 VVG zu § 44 LHO zu erteilen.

7.3

Auszahlungsverfahren

Die Zuschüsse werden von der Bewilligungsbehörde
nach Vorlage des Verwendungsnachweises ausgezahlt.

7.4

Verwendungsnachweisverfahren

Der Verwendungsnachweis ist unter sinngemäßer
Anwendung des Grundmusters 3 zu Nr. 10.3 VVG zu § 44
LHO zu führen. Soweit Lehrgänge nach 2.1.1 und 2.1.3
und Schulungen nach 2.2 durchgeführt werden, sind
zusätzlich Teilnehmerlisten für jeden Tag gesondert nach
dem bei der Bewilligungsbehörde vorliegenden Muster
vorzulegen. 

8
In-Kraft-Treten

Der Runderlass tritt rückwirkend zum 1.9.2004 in Kraft.

Gleichzeitig tritt der RdErl. d. Ministeriums für Umwelt
und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz v. 27.12.2002 (SMBl. NRW. 7824) außer Kraft.

Dieser Runderlass tritt mit Ablauf des 31.8.2009 außer
Kraft.

– MBl. NRW. 2005 S. 293

II.

Innenministerium

EDV-technische Festlegung 
zum ALB-Programmsystem 

Bek. des Innenministeriums v. 15. 2. 2005
– 36/37-7330 – 

Nach Nummer 3.1 Abs. 2 der Vorschriften für die Ein-
richtung des Liegenschaftskatasters in Nordrhein-West-
falen (Rd.Erl. v. 17.10.1990 i. d. F. v. 12.11.2004 – III C 2 –
7330 (SMBl. NRW. 71342) gibt das Landesvermessungs-
amt im Einvernehmen mit mir EDV-technische Festle-
gungen (TF-ALB) heraus. Mit diesen Festlegungen soll
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eine einheitliche Anwendung des Programmsystems
„Automatisiertes Liegenschaftsbuch“ gesichert werden.

Mit Datum von heute sind die TF-ALB überarbeitet und
neu gefasst worden. Die Neufassung der TF-ALB wird in
Kürze in die Internetseite des Landesvermessungsamtes
NRW eingestellt. Sie kann dann dort eingesehen und
heruntergeladen werden. Dies gilt auch für die Zusam-
menstellung der mit der Neufassung vorgenommenen
Änderungen.

– MBl. NRW. 2005 S. 295

Zweckverband Verkehrsverbund 
Rhein-Ruhr (VRR)

Haushaltssatzung 
des Zweckverbandes Verkehrsverbund 

Rhein-Ruhr (VRR) 
für das Haushaltsjahr 2005

Bek. d. Zweckverbandes Verkehrsverbund Rhein-Ruhr
(VRR) 

v. 10. 2. 2005

Aufgrund der §§ 8 Absatz 1 und 18 Absatz 1 des Geset-
zes über kommunale Gemeinschaftsarbeit in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 1979 (GV.
NRW. 1979 S. 621), der §§ 41 Absatz 1 h) und 77 ff. der
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.
NRW. 1994, S. 666), zuletzt beide geändert durch Gesetz
vom 28. März 2000 (GV. NRW. S 245 ff.) und des § 10 der
Zweckverbandssatzung hat die Verbandsversammlung
des Zweckverbandes Verkehrsverbund Rhein-Ruhr am
14.12.2004 folgende Haushaltssatzung beschlossen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Jahr 2005 wird im Verwal-
tungshaushalt

in der Einnahme auf 996.632.140 EUR

in der Ausgabe auf 996.632.140 EUR

im Vermögenshaushalt

in der Einnahme auf 621.000 EUR

in der Ausgabe auf 621.000 EUR

festgesetzt.

§ 2

Kredite werden nicht veranschlagt.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§ 4 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite, die im Haushalts-
jahr 2005 zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf
100.000,00 EUR festgesetzt.

§ 5

Steuersätze werden nicht festgesetzt.

§ 6

1. Die allgemeine Verbandsumlage wird gemäß § 19 der
Zweckverbandssatzung (ZVS) auf 570,189 Mio. EUR
festgesetzt.

Im Einzelnen werden folgende Umlagebeträge erho-
ben:

Mio. EUR

Stadt Bochum 33,549

Stadt Bottrop 3,951

Stadt Dortmund 70,428

Stadt Düsseldorf 78,325

Stadt Duisburg 54,605

Ennepe-Ruhr-Kreis 12,907

Stadt Essen 60,976

Stadt Gelsenkirchen 19,706

Stadt Hagen 16,918

Stadt Herne 7,187

Stadt Krefeld 20,622

Kreis Mettmann 11,393

Stadt Mönchengladbach 13,391

Stadt Monheim a. Rhein 0,817

Stadt Mülheim a.d. Ruhr 32,506

Stadt Neuss 9,306

Kreis Neuss 5,483

Stadt Oberhausen 17,845

Kreis Recklinghausen 19,291

Stadt Remscheid 7,920

Stadt Solingen 13,972

Stadt Viersen 1,728

Kreis Viersen 3,696

Stadt Wuppertal 53,667

570,189

2. Die Verbandsmitglieder können diese Umlagebeträge
um die in § 19 Absatz 5 ZVS näher bezeichneten
Leistungen kürzen.

In der Höhe der vorgenommenen Kürzung erlischt
der Anspruch des Zweckverbandes.

3. Die Umlage ist in vier gleichen Teilbeträgen jeweils
spätestens bis zum 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11.
2005 an den Zweckverband zu entrichten.

§ 19 Absatz 6 ZVS bleibt hiervon unberührt.

4. Umlagebeträge, die nicht fristgerecht beim Zweck-
verband eingehen, sind mit 2 v. H. über dem Basis-
zinssatz gemäß § 247 BGB zu verzinsen.

Für die Verzinsungspflicht gilt auch dann der letzte
Tag des jeweiligen Quartalsmonats, wenn der Zahltag
auf einen Sonnabend, einen gesetzlichen Feiertag
oder einen Sonntag fällt.

§ 7

Der Differenzbetrag zwischen Soll-Umlage und Ist-Um-
lage ist vom 1. Juli 2005 an bis zum Zeitpunkt der Rück-
zahlung mit 2 % über dem Basiszinssatz gemäß § 247
BGB zu verzinsen, wenn er die Ist-Umlage um mehr als
5 v.H. übersteigt.

Grundlage für die Berechnung der Zinsen sind die an
den und die vom Zweckverband  tatsächlich geleisteten
Zahlungen.

§ 8

1. Die Umlage zur Finanzierung des Schienenpersonen-
nahverkehrs im VRR gemäß § 17 ZVS wird auf
15.781.000,00 EUR festgesetzt.

Im Einzelnen werden folgende Umlagebeträge erho-
ben:

Stadt Bochum 574.000,00 EUR

Stadt Bottrop 188.000,00 EUR

Stadt Dortmund 2.060.000,00 EUR

296



Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 12 vom 8. März 2005

Stadt Düsseldorf 2.892.000,00 EUR

Stadt Duisburg 856.000,00 EUR

Ennepe-Ruhr-Kreis 678.000,00 EUR

Stadt Essen 1.690.000,00 EUR

Stadt Gelsenkirchen 203.000,00 EUR

Stadt Hagen 389.000,00 EUR

Stadt Herne 254.000,00 EUR

Stadt Krefeld 306.000,00 EUR

Kreis Mettmann 1.035.000,00 EUR

Stadt Mönchengladbach 324.000,00 EUR

Stadt Mülheim a.d. Ruhr 313.000,00 EUR

Kreis Neuss 1.410.000,00 EUR

Stadt Oberhausen 257.000,00 EUR

Kreis Recklinghausen 571.000,00 EUR

Stadt Remscheid 212.000,00 EUR

Stadt Solingen 242.000,00 EUR

Kreis Viersen 172.000,00 EUR

Stadt Wuppertal 1.155.000,00 EUR

15.781.000,00 EUR

2. Die Umlage ist in monatlichen Beträgen, spätestens
bis zum 15. eines jeden Monats an den ZV VRR zu
entrichten.

§ 9

1. Die Umlage zur Deckung des allgemeinen Eigenauf-
wandes des Zweckverbandes wird auf 2.874.540,00
EUR festgesetzt. Diese Umlage ist von den Verbands-
mitgliedern gemäß § 22 ZVS im Verhältnis ihrer Ein-
wohnerzahlen aufzubringen (Stand: 31.12.2003).

Im Einzelnen werden folgende Umlagebeträge erho-
ben:

Stadt Bochum 154.570,00 EUR

Stadt Bottrop 48.020,00 EUR

Stadt Dortmund 235.340,00 EUR

Stadt Düsseldorf 228.500,00 EUR

Stadt Duisburg 202.150,00 EUR

Ennepe-Ruhr-Kreis 138.140,00 EUR

Stadt Essen 235.280,00 EUR

Stadt Gelsenkirchen 108.740,00 EUR

Stadt Hagen 79.840,00 EUR

Stadt Herne 69.000,00 EUR

Stadt Krefeld 95.220,00 EUR

Kreis Mettmann 184.960,00 EUR

Stadt Mönchengladbach 104.730,00 EUR

Stadt Monheim a. Rhein 17.460,00 EUR

Stadt Mülheim a.d. Ruhr 68.150,00 EUR

Stadt Neuss 60.690,00 EUR

Kreis Neuss 117.440,00 EUR

Stadt Oberhausen 87.820,00 EUR

Kreis Recklinghausen 259.990,00 EUR

Stadt Remscheid 46.980,00 EUR

Stadt Solingen 65.670,00 EUR

Stadt Viersen 30.570,00 EUR

Kreis Viersen 90.740,00 EUR

Stadt Wuppertal 144.540,00 EUR

2.874.540,00 EUR

2. Die Umlage ist in zwei gleichen Teilbeträgen jeweils
am 31.03. und 30.09.2005 an den Zweckverband VRR
zu zahlen.

§ 10

1. Die Umlage zur Deckung des SPNV-Aufwandes des
Zweckverbandes wird auf 4.361.720,00 EUR festge-
setzt. Diese Umlage ist von den Kreisen und kreis-
freien Städten gemäß § 5 Absätze 1 und 3 ÖPNVG
NRW in Verbindung mit § 23, Satz 3 ZVS im Verhält-
nis ihrer Einwohnerzahlen (Stand: 31.12.2003) aufzu-
bringen.

Im Einzelnen werden folgende Umlagebeträge erho-
ben:

Stadt Bochum 234.540,00 EUR

Stadt Bottrop 72.870,00 EUR

Stadt Dortmund 357.100,00 EUR

Stadt Düsseldorf 346.720,00 EUR

Stadt Duisburg 306.740,00 EUR

Ennepe-Ruhr-Kreis 209.620,00 EUR

Stadt Essen 357.010,00 EUR

Stadt Gelsenkirchen 164.990,00 EUR

Stadt Hagen 121.150,00 EUR

Stadt Herne 104.690,00 EUR

Stadt Krefeld 144.480,00 EUR

Kreis Mettmann 307.140,00 EUR

Stadt Mönchengladbach 158.910,00 EUR

Stadt Mülheim a. d. Ruhr 103.400,00 EUR

Kreis Neuss 270.290,00 EUR

Stadt Oberhausen 133.250,00 EUR

Kreis Recklinghausen 394.490,00 EUR

Stadt Remscheid 71.300,00 EUR

Stadt Solingen 99.650,00 EUR

Kreis Viersen 184.070,00 EUR

Stadt Wuppertal 219.310,00 EUR

4.361.720,00 EUR

2. Die Umlage ist in zwei gleichen Teilbeträgen jeweils
am 31.01. und 31.07.2005 an den Zweckverband VRR
zu entrichten.

§ 11

1. Die Sonderumlage zur Finanzierung des stadtbahn-
bedingten Eigenaufwandes der VRR GmbH wird auf
450.000,00 EUR festgesetzt. Diese Umlage ist gemäß
Protokollnotiz zu § 23 ZVS von den Verbandsmitglie-
dern, die Gesellschafter der ehemaligen Stadtbahnge-
sellschaft Rhein-Ruhr mbH waren, im Verhältnis
ihrer Geschäftsanteile am 31.12.1987 wie folgt aufzu-
bringen:

Stadt Bochum 52.651,00 EUR

Stadt Dortmund 80.189,00 EUR

Stadt Düsseldorf 83.789,00 EUR

Stadt Duisburg 57.465,00 EUR

Stadt Essen 86.176,00 EUR

Stadt Gelsenkirchen 43.064,00 EUR

Stadt Hattingen 9.586,00 EUR

Stadt Herne 13.141,00 EUR

Stadt Mülheim a.d.Ruhr 23.939,00 EUR

450.000,00 EUR

(Die Umlage der nicht zum Zweckverband gehören-
den kreisangehörigen Stadt Hattingen wird gemäß
Protokollnotiz zu § 23 ZVS vom Ennepe-Ruhr-Kreis
aufgebracht).
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2. Die Umlage ist in zwei gleichen Teilbeträgen jeweils
spätestens zum 1. März und zum 1. August 2005 an
den Zweckverband VRR zu entrichten.

3. Die Städte Oberhausen, Recklinghausen und Witten
sind von der Finanzierung des stadtbahnbedingten
Eigenaufwandes ausgenommen. 

§ 12

Die endgültige allgemeine Verbandsumlage für das Jahr
2003 (Ist-Umlage) wird auf 588,768 Mio. EUR festge-
setzt. Im Einzelnen gelten folgende Umlagebeträge:

Mio. EUR

Stadt Bochum 31,945

Stadt Bottrop 3,226

Stadt Dortmund 69,573

Stadt Düsseldorf 81,417

Stadt Duisburg 56,135

Ennepe-Ruhr-Kreis 12,419

Stadt Essen 71,006

Stadt Gelsenkirchen 18,627

Stadt Hagen 19,102

Stadt Herne 6,958

Stadt Krefeld 19,933

Kreis Mettmann 11,855

Stadt Mönchengladbach 14,737

Stadt Monheim a. Rhein 0,977

Stadt Mülheim a.d. Ruhr 32,586

Stadt Neuss 10,445

Kreis Neuss 5,084

Stadt Oberhausen 19,578

Kreis Recklinghausen 16,478

Stadt Remscheid 6,924

Stadt Solingen 11,120

Stadt Viersen 1,809

Kreis Viersen 3,614

Stadt Wuppertal 63,220

588,768

* die in der Ergebnisrechnung 2003 aufgezeigten
bilateralen Vereinbarungen können in Einzelfällen
zu Umlageveränderungen führen.

§ 13

1. Zur Finanzierung der Betriebsleistungen der BVR-
GmbH und der RVN GmbH wird eine Sonderumlage
in Höhe von 7.234.597,00 EUR festgesetzt.

Im Einzelnen werden folgende Umlagebeiträge erho-
ben:

EUR

Stadt Bochum 0,00

Stadt Bottrop 325.512,00

Stadt Dortmund 0,00

Stadt Düsseldorf 162.939,00

Stadt Duisburg 35.192,00

Ennepe-Ruhr-Kreis 521.278,00

Stadt Essen 434.461,00

Stadt Gelsenkirchen 199.527,00

Stadt Hagen 189.611,00

Stadt Herne 0,00

Stadt Krefeld 85.006,00

Kreis Mettmann 1.332.400,00

Stadt Mönchengladbach 24.962,00

Stadt Monheim a. Rhein 0,00

Stadt Mülheim a.d. Ruhr 3.227,00

Stadt Neuss 658.298,00

Kreis Neuss 1.390.410,00

Stadt Oberhausen 32.350,00

Kreis Recklinghausen 473.127,00

Stadt Remscheid 25.999,00

Stadt Solingen 0,00

Stadt Viersen 197.699,00

Kreis Viersen 860.008,00

Stadt Wuppertal 282.591,00

7.234.597,00

2. Die Umlage ist in vier gleichen Teilbeträgen jeweils
spätestens bis zum 15. 2., 15. 5., 15. 8. und 15. 11.
2005 an den Zweckverband zu entrichten.

§ 14

Die endgültige Sonderumlage zur Finanzierung der
Betriebsleistungen der BVR-GmbH für das Jahr 2003
(Ist-Umlage) wird auf 7.196.842,22 EUR festgesetzt.

Im Einzelnen gelten folgende Umlagebeträge:

EUR 

Stadt Bochum 0,00

Stadt Bottrop 323.598,89

Stadt Dortmund 0,00

Stadt Düsseldorf 161.753,34

Stadt Duisburg 34.743,46

Ennepe-Ruhr-Kreis 505.898,21

Stadt Essen 434.692,37

Stadt Gelsenkirchen 196.672,50

Stadt Hagen 187.496,39

Stadt Herne 0,00

Stadt Krefeld 84.987,17

Kreis Mettmann 1.388.330,33

Stadt Mönchengladbach 24.521,70

Stadt Monheim a. Rhein 0,00

Stadt Mülheim a.d. Ruhr 3.201,06

Stadt Neuss 649.831,89

Kreis Neuss 1.381.821,96

Stadt Oberhausen 31.943,00

Kreis Recklinghausen 486.194,26

Stadt Remscheid 25.864,80

Stadt Solingen 0,00

Stadt Viersen 202.206,71

Kreis Viersen 792.861,34

Stadt Wuppertal 280.222,84

7.196.842,22

§ 15

Sofern im Stellenplan ein kw-Vermerk (künftig wegfal-
lend) angebracht ist, gilt die Stelle bei Ausscheiden/
Umsetzung des Stelleninhabers als eingespart.

§ 16

Weitere Vorschriften werden nicht aufgenommen.
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III.

Zweckverband Verkehrsverbund 
Rhein-Ruhr (VRR)

Sitzung der Verbandsversammlung des 
Zweckverbandes Verkehrsverbund Rhein-Ruhr

(VRR) 
am Donnerstag, 17. März 2005

Am Donnerstag, 17. März 2005, 10.30 Uhr, findet im
Ratssaal des Rathauses der Stadt Essen, Ribbeckstraße
15, eine Sitzung der Verbandsversammlung des Zweck-
verbandes VRR statt.

A. Öffentlicher Teil:

1. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der
Verbandsversammlung am 10. Februar 2005 

2. Anfragen und Mitteilungen

3. Sachstandsbericht des VRR

4. Neue Finanzierung im Verkehrsverbund Rhein-Ruhr 

5. Wirtschaftsplan der VRR GmbH 2005 (Anpassung)

6. Tarifangelegenheiten

7. Weltjugendtag 2005

B. Nichtöffentlicher Teil:

8. Personalangelegenheiten:

Beanstandung von Beschlüssen der Verbandsver-
sammlung des Zweckverbandes VRR

Der Hinweis auf diese Sitzung und die Tagesordnung
werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Essen, den 23. Februar 2005

Adolf   M i k s c h

Vorsitzender der Verbandsversammlung

– MBl. NRW. 2005 S. 299
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Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) am
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jah-
res seit dieser Bekanntmachung gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1
GO NW nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei
denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Verbandsvorsteher hat den Satzungsbeschluss
vorher beanstandet 

oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber dem
Zweckverband vorher gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

Die Bezirksregierung Düsseldorf hat die Haushaltssat-
zung des Zweckverbandes VRR für das Haushaltsjahr
2005 mit Verfügung vom 31. Januar 2005 genehmigt. 

Die Haushaltssatzung und der Hinweis nach § 7 Abs. 6
der Gemeindeordnung NW werden hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. 

Der Haushaltsplan des Zweckverbandes VRR für das
Haushaltsjahr 2005 kann beim Zweckverband VRR in
Essen, Rathaus, Ribbeckstr. 15 (Zimmer 15.24) eingese-
hen werden. 

Essen, den 10. Februar 2005 

Adolf   M i k s c h

Vorsitzender der Verbandsversammlung

– MBl. NRW. 2005 S. 296
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Bestellung der CD-ROM SMBl.NRW. 

Hiermit bestelle ich beim A. Bagel Verlag, Grafenberger Allee 82, 40237 Düsseldorf,  

die Sammlung des Ministerialblattes für das Land NRW auf CD-ROM.  

 

Einzelbestellung (Einplatzversion)  

                             75,00 Euro ohne Internet-Guthaben   (    ) 

                           100,00 Euro   (    ) 

                           (einschließlich Euro 50,00 Guthaben für Internet-Nutzung) 

 

Abonnement  - 2 CD-ROM pro Jahr  

Einplatzversion 

Zwei CD-ROM:  77,00 Euro pro Jahr (ohne Internet-Guthaben)   (    ) 

                           153,00 Euro   (    )  

                           (Der Preis enthält 3 x je 50,00 Euro Guthaben für Internet-Nutzung,  

                           das jeweils zusammen mit der CD-Rom zur Verfügung gestellt wird.) 

 

Abonnement Mehrplatzversion mit __________ Lizenzen  

 

Achtung: Zu den genannten Preisen kommen noch Porto und Versandkosten.  

Telefonische bzw. FAX-Bestellungen können leider nicht akzeptiert werden.  

Mehrplatzversionen erfordern besondere Lizenzen, Preisanfragen bitte an den A. Bagel Verlag.  

Abonnements können jeweils bis spätestens 31.10. zum Jahresende beim A. Bagel Verlag gekündigt werden.  

Bestellerangaben:  

Name / Firma : 

________________________________________________________________  

Straße 

________________________________________________________________  

PLZ:                                      ________ Ort : 

___________________________________________________  

Bestellzeichen : _______           Kundennummer : __________         (falls vorhanden)  

 

______________________________________  

Datum                                     Unterschrift  

Lieferung und Inkasso im Namen und für Rechnung des Innenministeriums NRW, 40190 Düsseldorf.  

Bei Rückfragen:  Tel.:   0211 / 9682 – 238    oder    0211 / 96 82 - 241  

__________________________________________________________________________  

Einzugsermächtigung  

Hiermit ermächtige/n ich/wir Sie widerruflich, die von mir/uns zu entrichtende/n Zahlung/en 

bei Fälligkeit zu Lasten meines/unseres Kontos  

Nummer            ______________________  

BLZ                   ______________________  

Kreditinstitut     ______________________  

einzuziehen.  

Wenn mein/unser Konto die erforderliche Deckung nicht ausweist, besteht seitens des kontoführenden  

Kreditinstitutes keine Verpflichtung zur Einlösung.  

 

 

______________________________ Datum                                         Unterschrift  
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Einzelpreis dieser Nummer 3,30 Euro
zuzügl. Porto- und Versandkosten

Bestellungen, Anfragen usw. sind an den A. Bagel Verlag zu richten. Anschrift und Telefonnummer wie folgt für
Abonnementsbestellungen: Grafenberger Allee 82, Fax (02 11) 96 82/2 29, Tel. (02 11) 96 82/2 38 (8.00–12.30 Uhr), 40237 Düsseldorf

Bezugspreis halbjährlich 57,50 Euro (Kalenderhalbjahr). Jahresbezug 115,– Euro (Kalenderjahr), zahlbar im voraus. Abbestellungen für Kalenderhalbjah-
resbezug müssen bis zum 30. 4. bzw. 31. 10., für Kalenderjahresbezug bis zum 31. 10. eines jeden Jahres beim A. Bagel Verlag vorliegen.

Reklamationen über nicht erfolgte Lieferungen aus dem Abonnement werden nur innerhalb einer Frist von vier Wochen nach Erscheinen anerkannt.

In den Bezugs- und Einzelpreisen ist keine Umsatzsteuer i. S. d. § 14 UStG enthalten.
Einzelbestellungen: Grafenberger Allee 82, Fax: (02 11) 96 82/2 29, Tel. (02 11) 96 82/2 41, 40237 Düsseldorf

Von Vorabeinsendungen des Rechnungsbetrages – in welcher Form auch immer – bitten wir abzusehen. Die Lieferungen erfolgen nur aufgrund schriftlicher
Bestellung gegen Rechnung. Es wird dringend empfohlen, Nachbestellungen des Ministerialblattes für das Land Nordrhein-Westfalen möglichst innerhalb
eines Vierteljahres nach Erscheinen der jeweiligen Nummer beim A. Bagel Verlag vorzunehmen, um späteren Lieferschwierigkeiten vorzubeugen. Wenn nicht 

innerhalb von vier Wochen eine Lieferung erfolgt, gilt die Nummer als vergriffen. Eine besondere Benachrichtigung ergeht nicht.

Herausgeber: Landesregierung Nordrhein-Westfalen, Haroldstraße 5, 40213 Düsseldorf
Herstellung und Vertrieb im Namen und für Rechnung des Herausgebers: A. Bagel Verlag, Grafenberger Allee 82, 40237 Düsseldorf

Druck: TSB Tiefdruck Schwann-Bagel, Düsseldorf und Mönchengladbach

ISSN 0177-3569

Hinweis:

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 

zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 

Adresse: http://sgv.im.nrw.de, dort: kostenloser Service.

Die neue CD-ROM „SGV. NRW.“, Stand 1. Januar 2005, ist ab 1. März 2005 erhältlich.

Neuerdings gibt es auch die CD-ROM „SMBl. NRW.“

Bestellformulare im Internet-Angebot und im MBl. NRW. Nr. 12 (für die CD-ROM „SMBl. NRW.“).


